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Steuerpolitik der Bundesregierung 


Der Bundesminister der Finanzen — I A 5— Vw 7204 - 1 1/86 ^ — hat 
mit Schreiben vom 29. Oktober 1986 die Große Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat steuerpolitisch mehr verwirklicht, als sie 
zu Beginn der Legislaturperiode angekündigt hat. Damit wurden 
erste Weichen in Richtung auf eine leistungs- und investitions- 
freundliche und damit Wachstums- und beschäftigungsfördemde 
Besteuerung gestellt. 

Die Steuerbelastung und insbesondere die Grenzsteuersätze der 
Einkommensteuer sind aber immer noch zu hoch. Die steuerüchen 
Rahmenbedingungen müssen daher weiter verbessert werden. 
Bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1986 hat die Bundesregierung 
ihre Zielvorstellungen für einen weiteren größeren Reformschritt 
dargelegt. Dort heißt es: 

„Sie ist der Auffassung, daß es bei einer in sich geschlossenen, 
umfassenden Steuerreform nicht allein um eine Steuersenkung 
gehen kann, sondern auch um die Verbesserung der Steuerstruk- 
tur. Dazu gehören Umschichtungen im Steuersystem ebenso wie 
ein Abbau steuerlicher Vergünstigungen. Auch die stufenweise 
Verwirklichung dieses Konzepts wird zu prüfen sein. Der Leitge- 
danke muß lauten: Besser niedrige Steuersätze mit wenigen Aus- 
nahmen als hohe Steuersätze mit vielen Ausnahmen." 

Diese Grundüberlegung wird im Jahreswirtschaftsbericht 1986 
konkretisiert. Selten hat eine Regierung ihre steuerpolitischen 
Ziele für die kommende Legislaturperiode so früh und so klar 
dargelegt. 

Das nunmehr seit vier Jahren anhaltende Wirtschaftswachstum, 
das seit 1984 auch zu einer deutlichen Zunahme der Beschäfti- 
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gung führt, bestätigt den steuerpolitischen Kurs der Bundesre- 
gierung. Zugleich weist das stetige Wachstum darauf hin, daß es 
richtig ist, die Steuerpolitik in die Grundlinie einer verläßlichen 
Haushaltskonsolidierung einzubetten. Die Haushaltskonsolidie- 
rung ist Voraussetzung dafür, daß die gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die Stärkung der Investitionstätigkeit 
und für die Festigung der Wachstumskräfte dauerhaft verbessert 
werden. 


I. Zur Steuersenkung 1988 

1. Welche Steuerausfälle ergeben sich nach der neuesten Steuer- 
schätzung durch die 1988 wirksam werdende Absenkung der 
Tarifprogression im Entstehungsjahr 1988 und in den Rechnungs- 
jahren 1988 bis 1990 gegenüber dem für die Jahre 1986/87 maß- 
gebenden Tarif? 


Der Arbeitskreis „ Steuerschätzungen " ist von der Gesamtauswir- 
kung des Steuersenkungsgesetzes 1986/88 ausgegangen: 


Mindereinnahmen 



1988 

1989 

1990 



Mrd. DM 


im Entstehungsjahr 

19,4 

21,0 

23,0 

im Rechnungsjahr 

18,7 

21,0 

23,0 


2. Wie verteilt sich die 1988 erstmals wirksam werdende Tarif- 
senkung auf 

— Steuerpflichtige in der unteren Proportionalzone [zu ver- 
steuerndes Einkommen bis 18 000/36000 DM (Ledige/Verhei- 
ratete)], 

— Steuerpflichtige im unteren Teü der Progressionszone (zu 
versteuerndes Einkommen 18 000/36000 DM bis 40 000/ 
80000 DM), 

— Steuerpflichtige im mittleren Teü der Progressionszone (zu 
versteuerndes Einkommen 40 000/80 000 DM bis 60 000/ 
120000 DM), 

— Steuerpflichtige im oberen Teü der Progressionszone (zu 
versteuerndes Einkommen 60000/120000 DM bis 130 000/ 
260000 DM), 

— Steuerpflichtige in der oberen Proportionalzone (zu versteuern- 
des Einkommen über 130 000/260 000 DM). 

(Hierbei sind jeweüs der Anteü am Entlastungs volumen des Ent- 
stehungsjahres 1988 und die Anzahl der Steuerpflichtigen anzu- 
geben)? 


Das Steuersenkungsgesetz 1986/88 muß als steuerpolitische Ein- 
heit gesehen und bewertet werden. 

Nach einer Schätzung kann folgende Verteilung der Entlastung 
durch das Steuersenkungsgesetz 1986/88 auf die Tarifzonen 
angenommen werden: 
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Tarifzone nach altem Recht Anzahl der Beitrag zum Anteil am 

(Tarif 1981) Steuer- Steuer- Entlastungs Volumen 

entlasteten aufkommen 
altes Recht 
(Tarif 1981) 



Tsd. 

v.H. 

Mrd. DM v. H. 

Untere Proportionalzone 
(Steuersatz 22 %) 

5 743 

5,9 

1,5 

7,8 

1. Teil der Progressionszone 
(18/36-60/120 TDM) 

12 511 

62,3 

13,8 

71,1 

2. Teil der Progressionszone 
(60/120-130/260 TDM) 

632 

14,3 

3,2 

16,5 

Obere Pröportionalzone 
(56 % Spitzensteuersatz) 

140 

17,5 

0,9 

4,7 


Insgesamt 19 026 100 19,4 100 


Die Steuerpflichtigen in der unteren Proportionalzone haben die 
volle Entlastung bereits in der ersten Stufe 1986 erhalten, wäh- 
rend für progressiv besteuerte Steuerzahler ein Teil der Steuer- 
senkung erst in der 2. Stufe 1988 wirksam werden wird. 


3. Wie hoch müssen das zu versteuernde Einkommen und der Brutto- 
lohn eines sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmers min- 
destens sein, um aus der 1988 erstmals wirksam werdenden Tarif - 
Senkung eine Steuerentlastung zu erhalten, wenn es sich um 

a) einen Alleinstehenden ohne Kinder, 

b) einen Alleinstehenden mit einem Kind, 

c) einen Verheirateten ohne Kinder, 

d) einen Verheirateten mit einem Kind, 

e) einen Verheirateten mit zwei Kindern, 

f) einen Verheirateten mit drei Kindern, 

g) einen Verheirateten mit vier Kindern, 

h) einen Verheirateten mit fünf Kindern 

handelt? 

Bis zu einem zu versteuernden Einkommen im Jahr 1988 von 

18413 DM bei Grundtarifbesteuerung oder von 36827 DM bei 
Besteuerung nach dem Splitting-Verf ahren tritt - unabhängig von 
der Kinderzahl - die volle Entlastung durch das Steuersenkungs- 
gesetz 1986/88 bereits in der 1. Stufe 1986 ein. 

Ab einem zu versteuernden Einkommen im Jahr 1988 von 

18414 DM bei Grundtarifbesteuerung oder von 36828 DM bei 
Besteuerung nach dem Sphtting-Verfahren wird - unabhängig 
von der Kinderzahl - die Entlastung durch das Steuersenkungsge- 
setz 1986/88 teilweise erst in der 2. Stufe 1988 wirksam. 

In der folgenden Übersicht sind die Bruttolöhne angegeben, bis zu 
denen die volle Entlastung bereits in der ersten Stufe 1986 wirk- 
sam wird. Für höhere Bruttolöhne erfolgt ein Teil der Entlastung 
erst in der 2. Stufe 1988: 
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Ledig, 

Steuerklasse! 23 514 DM 

Ledig, 

Steuerklasse II/l 30 858 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/O 45 330 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/ 1 48 084 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/2 50 838 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/3 53 484 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/4 55 968 DM 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/5 58 452 DM 


Die Bruttolöhne wurden entsprechend einer Steuerberechnung 
zur Aufstellung der Jahreslohnsteuertabelle mit Berücksichtigung 
des Weihnachtsfreibetrages ermittelt. 


4. Wie hoch wird der Jahres-Bruttoverdienst eines durchschnittlich 
verdienenden Arbeitnehmers 1988 sein, und in welcher Höhe wird 
dieser Arbeitnehmer durch die 1988 erstmals wirksam werdenden 
Tarif Änderungen entlastet, wenn er 

a) alleinstehend ist und keine Kinder hat, 

b) alleinstehend ist und ein Kind hat, 

c) verheiratet ist und keine Kinder hat, 

d) verheiratet ist und ein Kind hat, 

e) verheiratet ist und zwei Kinder hat, 

f) verheiratet ist und drei Kinder hat, 

g) verheiratet ist und vier Kinder hat, 

h) verheiratet ist und fünf Kinder hat, 

und wie hoch ist jeweils die verbleibende Steuerbelastung? 

Nach dem Sozialbudget 1986 beträgt der Bruttojahresverdienst 
(durchschnittliche Bruttolohn- und Gehaltssumme) eines durch- 
schnittlich verdienenden Arbeitnehmers 1986 37 154 DM. Bei 
Fortschreibung entsprechend den Annahmen im Sozialbudget mit 
jährlich 3,7 v. H. ergibt sich für 1988 ein Bruttojahresverdienst von 
39954 DM. 

Auf der Grundlage der Jahreslohnsteuertabellen ergibt sich mit 
Berücksichtigung des Weihnachts-Freibetrages folgendes: 

Entlastung eines durchschnittlich verdienenden Arbeitnehmers 
durch das Steuersenkungsgesetz 1986/88 im Jahr 1988: 
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insgesamt 

aus der 
1. Stufe 2 

. Stufe 

Verbleibende 

LSt-Belastung 


DM 

DM 

DM 

DM 

v. H.*) 

Ledig, 

Steuerklasse I 

557 

258 

299 

7 692 

19,3 

Ledig, 

Steuerklasse 11/ 1 

771 

658 

113 

5 429 

13,6 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/O 

144 

144 

0 

5 012 

12,5 

Verheiratet, 

Steuerklasse 111/ 1 

524 

524 

0 

4 466 

11,2 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/2 

904 

904 

0 

3 920 

9,8 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/3 

1 310 

1 310 

0 

3 372 

8,4 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/4 

1 688 

1 688 

0 

2 826 

7,1 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/5 

2 140 

2 140 

0 

2 280 

5,7 


*) In v. H. des Bruttojahresverdienstes 


Die meisten Arbeitnehmer machen beim Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich oder bei der Einkommensteuerveranlagung höhere Auf- 
wendungen geltend, als bei der Aufstellung der Lohnsteuertabel- 
len berücksichtigt werden. Insoweit ist der Aussagewert der ange- 
führten Beispielrechnungen eingeschränkt. 


5. Wie entwickelt sich die steuerliche Durchschnittsbelastung für die 
in Frage 4 angesprochenen durchschnittlich verdienenden Arbeit- 
nehmer in den einzelnen Jahren von 1985 bis 1989? 


Die gewünschten Angaben können der folgenden Zusammenstel- 
lung entnommen werden. Die Einkommensangaben entsprechen 
dem Sozialbudget 1986 (vgl. Antwort zu Frage I. 4): 
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Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Durchschnittlicher 
Bruttojahresverdienst in DM 

35 820 

37 154 

38 529 

39 954 

41 433 

Ledig, 

Steuerklasse I 

18,6 

Durchschnittliche Belastung in v. H. 

18,7 19,4 19,3 

19,8 

Alleinstehend, 1 Kind, 
Steuerklasse 11/ 1 

13,5 

12,6 

13,2 

13,6 

14,2 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/O 

12,1 

12,0 

12,3 

12,5 

12,8 

Verheiratet, 

Steuerklasse 111/ 1 

11,6 

10,5 

10,8 

11,2 

11,5 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/2 

11,1 

9,0 

9,4 

9,8 

10,1 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/3 

10,7 

7,5 

8,0 

8,4 

8,8 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/4 

10,5 

6,1 

6,6 

7,1 

7,5 

Verheiratet, 

Steuerklasse III/5 

10,2 

4,6 

5,2 

5,7 

6,2 


6. Geht die Bundesregierung davon aus, daß durch die 1988 voll 
wirksame Tarifkorrektur des Steuersenkungsgesetzes 1986/88 
zumindest die seit 1982 auf gelaufenen heimlichen Steuererhöhun- 
gen zurückgegeben werden, die ohne Steigerung des Realeinkom- 
mens zu einer höheren steuerlichen Belastung führen? 


Aus sachlichen und methodischen Gründen berechnet die Bun- 
desregierung keine „heimlichen" Steuererhöhungen. Dies gilt 
auch für frühere Bundesregierungen (vgl. Antwort auf eine Kleine 
Anfrage betreffend „heimliche Steuererhöhungen" vom 13. April 
1977 - Drucksache 8/282) . 

Die Stabilitätspolitik der Bundesregierung hat entscheidend zum 
Abbau der Inflation beigetragen. Bei Preisniveaustabilität gibt es 
keine „heimlichen" Steuererhöhungen. Hinzu kommt die Steuer- 
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entlastung von insgesamt 19 f 4 Mrd. DM durch das Steuersen- 
kungsgesetz, die sich bei Stabilität in vollem Umfang als reale 
Steuersenkung mit entsprechender Kaufkraftverbesserung aus- 
wirken kann. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die z.B. von der bayerischen 
Staatsregierung erhobene Kritik an den 1988 wirksam werdenden 
Tarifänderungen, und wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der z. B. von der bayerischen Staatsregierung für 1988 
geforderten Anhebung des Grundfreibetrags auf 5 040 DM? 

Die Bundesregierung sieht in den Äußerungen der bayerischen 
Staatsregierung keine Kritik, sondern Anregungen, die bei den 
weiteren Überlegungen einzubeziehen sind. 

Die Bundesregierung weiß sich mit der bayerischen Staatsregie- 
rung einig, daß 

— das Steuersenkungsgesetz 1986/88 ein erster wichtiger Schritt 
zur leistungs-, beschäftigungs-, mittelstands- und familien- 
freundlichen Neugestaltung der Einkommensbesteuerung ist, 

— in der nächsten Wahlperiode die Verwirklichung eines gerad- 
linig-progressiven Tarifs bei der Lohn- und Einkommensteuer 
im Mittelpunkt steht, 

— der Steuerreformplan nicht zu einer imvertretbaren Steige- 
rung der Nettokreditaufnahme führen darf. 


11. Zur Steuerpolitik für die Jahre nach 1988 

1. Plant die Bundesregierung für die kommende Legislaturperiode 
eine Steuerentlastung in der Größenordnung von 40 bis 45 Mrd. 
DM (vgl. z. B. Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg, BMF-Finanz- 
nachrichten vom 21. April 1986)? 

2. In welchem Jahr soll diese Steuerentlastung in Kraft treten? 

3. Welche steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sind geplant, und 
wie soll sich das Entlastungsvolumen auf die einzelnen Maßnah- 
men verteilen? Soll dabei insbesondere ein Schwerpunkt auf die 
Senkung der Untemehmenssteuerbelastung gelegt werden? 

8. Plant die Bundesregierung eine Erhöhung des Grundfreibetrags 
bei der Lohn- und Einkommensteuer, und wenn ja, auf welchen 
Betrag? Welche Erhöhungen sind in den „vorläufigen Modellrech- 
nungen " des BMF (vgl. Frage II.4) enthalten? 

9. Plant die Bundesregierung, die mit dem Steuersenkungsgesetz 
1986/88 vorgenommene Verkürzung der unteren Proportionalzone 
in der nächsten Legislaturperiode förtzusetzen, und welche Verän- 
derungen sind in den „vorläufigen Modellrechnungen" des BMF 
(vgl. Frage 11.4) enthalten? 

12. Beabsichtigt die Bundesregierung, ihre Tarifpläne so zu gestalten, 
daß ein durchschnittlich verdienender lediger Arbeitnehmer eine 
Grenzbelastung durch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
von höchstens 40 v. H. hat, weil eine Grenzbelastung von 40 v. H. 
und höher „unerträglich" ist (vgl. Dr. Stoltenberg in BMF-Finanz- 
nachrichten vom 25. März 1986)? 

13. Trifft es zu, daß ein durchschnittlich verdienende, verheirateter 
Arbeitnehmer (mit oder ohne Kinder) durch die Einführung des 
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sog. linear-progressiven Tarifs überhaupt nicht entlastet wird, ein 
Spitz enverdiener durch diese Maßnahme jedoch mit einer Steuer- 
senkung gegenüber 1986 um rund 10 000 DM rechnen kann (vgl. 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Voss am 15. Mai 1986 im 
Deutschen Bundestag, Stenographischer Bericht S. 16651)? 

14. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß - wie beim Steuer- 
senkungsgesetz 1986/88 - bei den für die nächste Legislatur- 
periode von ihr geplanten Tarifänderungen durchschnittlich ver- 
dienende Arbeitnehmer (ledig oder verheiratet), gemessen an ihrer 
bisherigen Steuerbelastung, eine nicht nur betragsmäßig sondern 
auch prozentual geringere Entlastung erhalten als z. B. Personen 
mit dem Dreifachen des durchschnittlichen Arbeitslohns? 

15. Welche Einkommen sollen nach den Tarifplänen der Bundesregie- 
rung, gemessen an ihrer bisherigen Steuerbelastung, nach abso- 
luten Beträgen und prozentual am stärksten entlastet werden? 

17. Welche Änderungen des Familienlastenausgleichs sind in den 
„vorläufigen Modellrechnungen" des BMF (vgl. Frage II.4) enthal- 
ten, und welche finanziellen Auswirkungen ergeben sich jeweils? 

22. In welchem Umfang soll das Brutto-Entlastungsvolumen nach den 
Plänen der Bundesregierung durch kompensatorische Maßnahmen 
ausgeglichen werden, um welche Maßnahmen handelt es sich, 
welche Maßnahmen sind in den „vorläufigen Modellrechnungen" 
des BMF (vgl. Frage II/4) enthalten, und wie hoch schätzt die 
Bundesregierung jeweils die finanziellen Auswirkungen etwaiger 
Kompensationsmaßnahmen? 


Die Fragen l f 2, 3 f 8, 9, 12 r 13, 14, 15, 17 und 22 werden im 
Zusammenhang beantwortet. Zu den Fragen 8 und 22 wird auch 
auf die zusammenfassende Antwort zu den Fragen 4 und 5 ver- 
wiesen, zu Frage 9 auch auf die Antwort zu Frage 10. 

Die Bundesregierung strebt in der nächsten Gesetzgebungs- 
periode eine Verbesserung des Steuersystems an, die über eine 
reine Steuersenkung hinausgeht. Die im Jahreswirtschaftsbericht 
1986 dargelegten Zielsetzungen für diese Verbesserung können 
eine Bruttoentlastung von 40 bis 45 Milharden DM ausmachen. 
Diese Größenordnung ist nicht mit einer Nettoentlastung gleich- 
zusetzen, da die Bundesregierung eine Verbesserung des Steuer- 
gefüges auch durch einen Abbau von Steuervergünstigungen 
anstrebt. Ziel ist eine möglichst hohe Nettoentlastung, ohne dabei 
den Gesundungsvorgang der öffentlichen Finanzen zu gefährden. 

Ziel der Bundesregierung ist eine allgemeine Steuersenkung, die 
allen Steuerpflichtigen zugute kommt. Wie im Jahres wirtschafts- 
bericht 1986 dargelegt, steht bei den Reformüb erlegungen der 
Bundesregierung die Lohn- und Einkommensteuer mit einem 
linearen Progressionsverlauf - was die Beseitigung des sog. „Mit- 
telstandsbauchs 1 ' oder „Facharbeiterbauchs" bedeutet - sowie 
einer Erhöhung des Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags 
im Mittelpunkt. Diese Maßnahmen greifen mit ihren Wirkungen 
am weitesten. Sie fördern die Leistungsbereitschaft, stärken die 
Ertragskraft der Unternehmen und schaffen somit bessere Investi- 
tionsbedingungen, vergrößern die Chancen für mehr Beschäf- 
tigung und führen zu einer verstärkten privaten Nachfrage. 

Eine in sich geschlossene, umfassende Steuerreform bedarf einer 
sorgfältigen und ins einzelne gehenden Vorbereitung mit Prüfung 
einer Vielzahl Steuer- und finanzpolitischer sowie steuerrecht- 
licher Einzelfragen. Der jetzige Arbeitsstand läßt noch keine 
Beantwortung von Einzelfragen über das zeitliche Inkrafttreten, 
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die genaue Aufteilung der Entlastung auf einzelne Maßnahmen 
und die Auswirkungen auf die Steuerpflichtigen zu. Politische 
Festlegungen in allen Einzelfragen können erst in der kommen- 
den Gesetzgebungsperiode erfolgen. 


4. Welche steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sind in den von Bun- 
desfinanzminister Dr. Stoltenberg in der Klausursitzung der 
Arbeitsgruppe Finanzen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion darge- 
legten „vorläufigen Modellrechnungen" (vgl. Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Voss am 17. April 1986 im Deutschen Bundestag) 
enthalten, und welche Steuerausfallzahlen ergeben sich für die 
einzelnen Maßnahmen? 

5. Hält die Bundesregierung an ihrer Schätzung fest, daß eine 
Linearisierung der Progressionszone des Einkommensteuertarifs 
26,3 Mrd. DM und bei gleichzeitiger Senkung des Spitzensteuer- 
satzes auf 49 v. H. sogar 36,3 Mrd. DM kosten würde (vgl. Parla- 
mentarischer Staatssekretär Dr. Voss am 17. April 1986 im Deut- 
schen Bundestag)? 


Wie der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Voss, am 17. April 1986 mitgeteilt hat, lag der 
Klausurtagung der Arbeitsgruppe Finanzen der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion keine Vorlage über bestimmte Tarifmodelle 
zugrunde. Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg hat mündlich auf 
Fragen an Hand vorläufiger Modellrechnungen die Steuerausfall- 
zahlen für verschiedene Alternativen Umrissen. 

Die in der Frage 5 genannten Zahlen müssen erklärt werden. Die 
zwischen einem „linear-progressiven" Tarif bei Beibehaltung des 
jetzigen Spitzensteuersatzes von 56 % und einem entsprechenden 
Tarif bei einem auf 49 % abgesenkten Spitzensteuersatz ent- 
stehende Differenz von 10 Mrd. DM - wie sie in Frage 5 angespro- 
chen wird - ist lediglich zum geringsten Teü auf die Absenkung 
des Spitzensteuersatzes zurückzuführen. Sie ergibt sich aufgrund 
des Aufbaus unseres Einkommensteuertarifs ganz überwiegend 
als Folge des - bei einem niedrigeren Spitzensteuersatz als bis- 
lang - flacher verlaufenden Anstiegs im gesamten Progressions- 
bereich. Der Löwenanteü einer durch Absenkung des Spitzen- 
steuersatzes bedingten Entlastung entfällt also auf die breite 
Masse der Steuerzahler. 

Zu berücksichtigen ist ferner, daß es sich bei den angesprochenen 
Steuerausfallzahlen nur um erste, grobe Schätzungen handelt. 
Der Spitzensteuersatz ist dabei nur ein Faktor in der Tarifformel 
bei verschiedenen Annahmen über den Tarifverlauf. 


6. Auf welchen Prozentsatz soll die vom Parlamentarischen Staats- 
sekretär Dr. Voss im Deutschen Bundestag am 17. April 1986 
angekündigte Senkung des Körperschaftsteuersatzes erfolgen, und 
welcher Steuerausfall würde durch eine derartige Senkung ein- 
treten? 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Voss, hat in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages vom 17. April 1986 auf die Ausführungen des Jahreswirt- 
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Schaftsberichts 1986 hingewiesen, wonach eine Senkung des Kör- 
perschaftsteuersatzes angestrebt werden soll. 

Wie bereits ausgeführt, werden die steuerpolitischen Beschlüsse 
für die 90er Jahre in der nächsten Gesetzgebungsperiode zu 
fassen sein. Dabei ist insbesondere auch die internationale Ent- 
wicklung der Unternehmensbesteuerung, die für die Wettbe- 
werbsposition der deutschen Unternehmen von Bedeutung ist, zu 
berücksichtigen. Das güt insbesondere auch für die Einzelheiten 
zum Tarifgefüge des Körperschaftsteuergesetzes. Erst wenn diese 
Einzelheiten einschließlich des Zeitpunkts der Körperschaft- 
steuersenkung bekannt sind, kann auch die Frage zum Steueraus- 
fall beantwortet werden. 


7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Spitzensteuer- 
sätze bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer gleich 
hoch sein sollten, oder hält sie trotz des Grundsatzes der Rechts- 
formneutralität unterschiedliche Grenzsteuersätze für möglich und 
wünschbar, und wenn ja, wie hoch könnte und sollte der Unter- 
schied höchstens sein? 


Wegen der Wettbewerbsneutralität bei der Besteuerung von Per- 
sonengesellschaften und Einzelunternehmen einerseits und Kapi- 
talgesellschaften andererseits müssen der Körperschaftsteuersatz 
für einbehaltene Gewinne und der Einkommensteuer-Spitzensatz 
im Zusammenhang gesehen werden. Dies bedeutet aber nicht 
zwangsläufig das Erfordernis einer völligen Gleichheit von Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuersatz. Die Bundesregierung 
erwartet hierzu noch eine weitere Entscheidungshüfe durch ein 
anstehendes Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium der Finanzen. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der Anteü der 
Steuerpflichtigen in der unteren Proportionalzone von 38,5 v. H. im 
Jahr 1982 durch Hineinwachsen in die Progressionszone bis zum 
Jahr 1988 auf 25,9 v. H. weiter sinkt (vgl. Drucksache 10/5266 
S. 18), und welche Maßnahmen werden von ihr geplant, um wieder 
einen Anstieg dieses Anteüs zu erreichen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung entspricht eine progres- 
sive Einkommensbesteuerung dem Grundsatz der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit und dem Sozialstaatsprinzip. Deshalb 
ist es vom Grundsatz her folgerichtig, wenn Steuerzahler bei 
entsprechender Zunahme des Einkommens in die Progressions- 
zone des Einkommensteuertarifs hineinwachsen. 

Negativ, weü leistungsfeindlich zu beurteüen, sind aber auch 
nach Inkrafttreten des Steuersenkungsgesetzes 1986/88 der 
immer noch zu steüe Anstieg der Grenzsteuersätze besonders im 
unteren und mittleren Progressionsbereich und die Höhe der 
Grenzsteuersätze. Die in der Frage angesprochene Entwicklung 
unterstreicht deshalb die Notwendigkeit und das Ziel der Bundes- 
regierung, den Einkommensteuertarif nachhaltig zu verbessern 
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und den steilen Anstieg der Progression deutlich abzuflachen. Die 
Einführung eines sanft ansteigenden geradlinig-progressiven 
Tarifs verteilt den Anstieg der Grenzbelastung gleichmäßig und 
damit schonend über die gesamte Progressionszone. 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung die sich - trotz aller veran- 
lagungstechnisch bedingter Ungenauigkeiten - aus dem Anstieg 
der Lohnsteuerquote und des Anteils der Lohnsteuer am Gesamt- 
steueraufkommen ergebende immer höhere Steuerbelastung der 
Arbeitnehmer, deren Anstieg auch durch das Steuersenkungs- 
gesetz 1986/88 nicht gestoppt wurde? 

Die immer noch zu hohe Steuerbelastung der Arbeitnehmer 
unterstreicht die Notwendigkeit, die Lohn- und Einkommensteuer 
weiter zu senken und den Tarif nachhaltig zu verbessern. 

Darüber hinaus ist auf das Folgende hinzuweisen: 

Als Lohnsteuerquote wird das Verhältnis von kassenmäßiger 
Lohnsteuer zur Bruttolohn- und -gehaltsumme einschließlich 
Beamtenpensionen bezeichnet. Vor allem aus zwei Gründen hat 
diese Quote für sich genommen nur eine eingeschränkte Aus- 
sagekraft: 

— Die Bruttolohn- und -gehaltsumme ist ein Bestandteil der 
abgegrenzten Verteilungsrechnung der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, bei der die Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit sowie aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ermit- 
telt werden. Die Einkommen aus unselbständiger Arbeit im 
Sinne dieser Abgrenzung können nicht als Einkommen der 
Arbeitnehmer im Sinne einer personellen Verteilung bewertet 
werden, weil Arbeitnehmer und Arbeitnehmerhaushalte auch 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen be- 
ziehen. 

— Das kassenmäßige Aufkommen an Lohnsteuer ist nicht der 
Steuerbelastung der Bruttolöhne und -gehälter gleichzuset- 
zen, weil Verrechnungen mit der veranlagten Einkommen- 
steuer erfolgen. 

Überschneidungen zwischen Lohnsteuer und veranlagter Ein- 
kommensteuer führen dazu, daß Zunahmen des Anteils der kas- 
senmäßigen Lohnsteuer am Gesamtsteueraufkommen durch 
Rückgänge des Anteils der kassenmäßig veranlagten Einkom- 
mensteuer im Wege der Kürzung dieses Aufkommens durch 
Lohnsteuererstattungen ausgeglichen werden. 


16. Beabsichtigt die Bundesregierung in der nächsten Legislatur- 
periode eine Anhebung der steuerlichen Kinderfreibeträge und des 
Kindergeldes, und wenn ja, auf welche Beträge? 


Die Bundesregierung hat - zusammen mit der weiteren Senkung 
des Einkommensteuertarifs - auch eine weitere Verbesserung der 
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Kinderfreibeträge in den Rahmen ihrer steuerpolitischen Über- 
legungen gestellt. 

Zu den Versäumnissen der 70er und des Anfanges der 80er Jahre 
gehört die Vernachlässigung der Familie, die Geringschätzung 
ihrer ethischen, sozialen und materiellen Leistung. Deshalb war es 
auch eine vorrangige Aufgabe dieser Gesetzgebungsperiode, die 
Weichen für eine Neuordnung des Familienlastenausgleichs zu 
stellen. Die Wieder einführung der 1974 beseitigten Kinderfreibe- 
träge im Steuerrecht, ihre soziale Ergänzung durch den Kinder- 
geldzuschlag für Eltern mit niedrigen Einkommen, die Gleichstel- 
lung aller Frauen beim Erziehungsgeld und dessen Erweiterung 
sind nur die wichtigsten Punkte eines sehr umfassenden, auch 
finanzwirksamen Planes. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, den Familienlastenausgleich 
weiter zu verbessern. Entscheidungen darüber werden in der 
nächsten Legislaturperiode getroffen. 


18. Wie würden sich die Belastungen des Bundes durch den steuer- 
lichen Kinderfreibetrag und das Kindergeld in den einzelnen Jah- 
ren bis 1992 angesichts der voraussichtlichen Geburtenzahlen ent- 
wickeln, wenn man keine Änderungen vornehmen würde? 


Die gewünschten Angaben können nur für den Zeitraum des 
geltenden Finanzplanes bis 1990 gemacht werden. 



1986 

1987 

1988 

Mio. DM 

1989 

1990 

Belastungen des Bundes durch 

- Haushaltsausgaben für 
Kindergeld (einschließlich 
Kindergeldzuschlag) 

14 590 

14 440 

14 160 

13 880 

13 600 

- Mindereinnahmen aufgrund 
der steuerlichen Kinderfrei- 
beträge 

3 825 

3 825 

3 825 

3 825 

3 825 

Insgesamt 

18 415 

18 265 

17 985 

17 705 

17 425 


Bei den genannten Mindereinnahmen aufgrund der steuerlichen 
Kinderfreibeträge handelt es sich um grobe Schätzungen. 


19. Plant die Bundesregierung für die nächste Legislaturperiode eine 
Umstellung der Kindergeldzahlung auf die sog. Finanzamtslösung? 

Der Bundesminister der Finanzen hat Ende 1984 den Auftrag zur 
Durchführung eines Planspiels erteilt, in dem untersucht werden 
soll, ob eine Zusammenfassung von Kindergeld, Kindergeldzu- 
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schlag, Erziehungsgeld und steuerlicher Entlastung bei den 
Finanzämtern (sog. Finanzamtslösung) sinnvoll durchführbar ist, 
insbesondere eine Verminderung des Verwaltungsaufwandes 
bewirken kann. 

Die Bundesregierung wird das Ergebnis des derzeit laufenden 
Planspiels abwarten. Es wird voraussichtlich im nächsten Jahr 
abgeschlossen werden. Erst dann wird die Bundesregierung eine 
Entscheidung zur Finanzamtslösung treffen können. 


20. Wie wird sich nach dem Ergebnis der jüngsten Steuerschätzung die 
Steuerquote in den einzelnen Jahren bis 1992 entwickeln, und wie 
wirken sich die von der Bundesregierung geplanten Entlastungs- 
maßnahmen aus? 

Es gibt keine Entscheidung der Bundesregierung über Einzelhei- 
ten der Steuerpolitik in der nächsten Legislaturperiode. Deshalb 
können naturgemäß keine Angaben zu den finanziellen Auswir- 
kungen von Entlastungsmaßnahmen auf die Steuerschätzung 
gemacht werden. 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen umfassen die 
gesamtwirtschaftliche Vorausschau und die Steuerschätzung der 
aktuellen mittelfristigen Finanzplanung des Bundes den Zeitraum 
bis 1990. Die nachstehende Tabelle zeigt die volkswirtschaftli- 
chen Steuerquoten für die einzelnen Jahre des Planungszeitraums 
nach den Ergebnissen der jüngsten Schätzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen" vom Mai 1986. 


Volkswirtschaftliche Steuerquote in v. H. 

1986 1987 1988 1989 1990 


23,5 23,6 23,5 23,6 23,7 


21. Würde eine Im Jahr 1992 eintretende Netto- Entlastung von 
20 Mrd. DM gegenüber dem sich nach dem Steuersenkungsgesetz 
1986/88 ergebenden Recht zu einer Minderung der Steuerquote 
führen, und wenn ja, in welchem Umfang? 


Eine im Jahre 1992 ein tretende Netto-Entlastung von 20 Mrd. DM 
würde gegenüber dem geltenden Recht zu einer Senkung der 
volkswirtschaftlichen Steuerquote um schätzungsweise minde- 
stens dreiviertel vom-Hundert-Punkt führen. 


23. Teilt die Bundesregierung die von fünf Wirtschaftsforschungsinsti- 
tuten in dem Bericht „Die Lage der Weltwirtschaft und der west- 
deutschen Wirtschaft im Frühjahr 1986" vertretene Auffassung, 
eine Finanzierung der Senkung direkter Steuern durch Anhebung 
indirekter Steuern trüge dem Erfordernis einer wachstumsgerech- 
ten Verringerung der Abgabenlast nicht Rechnung? 
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Die von der Bundesregierung in der nächsten Gesetzgebungspe- 
riode beabsichtigte Steuerreform soll einen wichtigen Beitrag zur 
langfristigen Festigung der Wachstumsgrundlagen leisten. Es gibt 
eine breite Übereinstimmung auch in der Wissenschaft, daß es 
hierbei entscheidend auf die Senkung der direkten Steuerlast 
ankommt. Die Bundesregierung strebt darüber hinaus eine 
wachstumsfördemde Verbesserung des Steuergefüges auch 
durch einen Abbau von steuerüchen Sonderregelungen mit 
Steuervereinfachung an. 

Eine Steuerreform, die die Gesundung der öffentlichen Finanzen 
gefährdet, müßte ihr Ziel verfehlen. Die Bundesregierung wird bei 
allen Einzelentscheidungen sehr sorgfältig die Auswirkungen auf 
das wirtschaf fliehe Wachstum prüfen und dabei auch die Fragen 
einer Steuerharmonisierung zur Schaffung des EG-Binnenmark- 
tes einbeziehen. 


24. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß die von ihr geplante 
Steuerentlastung in der nächsten Legislaturperiode z. T. durch eine 
Erhöhung der indirekten Steuern (z. B. Umsatzsteuer, Mineralöl- 
steuer, Branntweinsteuer, Tabaksteuer) finanziert wird? 


Die von der Bundesregierung geplante Steuerreform mit den im 
Jahreswirtschaftsbericht genannten Hauptelementen wird zu 
beträchtlichen Steuermindereinnahmen führen. 

Der größere Teil dieses Betrages soll eine echte Steuerentlastung 
sein. Die Finanzierung des verbleibenden Teils ist vor allem im 
Abbau finanzieller Vergünstigungen zu suchen. Je sparsamer die 
Haushaltsführung ist und je weiter eine Rückführung von Steuer- 
subventionen und Sonderregelungen gelingt, desto weniger 
braucht die Anhebung einzelner Verbrauchsteuern in die Überle- 
gungen einbezogen zu werden. 


25. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Mehreinnahmen, die in 
den Jahren 1990 bzw. 1992 durch eine Erhöhung des Regelsatzes 
der Umsatzsteuer um einen Prozentpunkt und durch eine entspre- 
chende Erhöhung des ermäßigten Steuersatzes eintreten würden? 


Eine vertretbare Schätzung ist nur für den Finanzplanungszeit- 
raum möglich. 

Geschätzte entstehungsmäßige Umsatzsteuer-Mehreinnahmen 
1990 bei Anhebung des 

— allgemeinen Steuersatzes • 

um 1 v. H. -Punkt: 8 900 Mio. DM, 

— ermäßigten Steuersatzes 

um 0,5 v.H. -Punkt: 1100 Mio. DM. 
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26. Hält die Bundesregierung - entgegen der Auffassung des Wissen- 
schaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft - eine 
Harmonisierung des Niveaus der Mehrwertsteuersätze (zur Her- 
stellung eines europäischen Binnenmarktes) für erforderlich, und 
wenn ja, welche Schwankungsbreite dürfen die Regelsätze bei der 
Mehrwertsteuer nach Ansicht der Bundesregierung höchstens auf- 
weisen, wenn die innergemeinschaftlichen Steuergrenzen auf- 
gehoben werden? 

In Übereinstimmung mit der EG-Kommission hält die Bundes- 
regierung zur Vollendung des EG-Binnenmarktes eine Harmoni- 
sierung der indirekten Steuern - insbesondere der Umsatzsteuern 
— für erforderlich. Ein Fortfall der Grenzkontrollen ohne Anglei- 
chung der Steuersätze wäre wegen der immittelbar eintretenden 
wirtschaftlichen Nachteile auf EG-Ebene nicht zustimmungs- 
fähig. Die innergemeinschaftlichen Steuer grenzen können erst 
aufgehoben werden, wenn die Sätze der indirekten Steuern so 
weit einander angeglichen worden sind, daß Wettbewerbsverzer- 
rungen nicht zu erwarten sind. 

Die EG-Kommission hält in ihrem Weißbuch zur Vollendung des 
Binnenmarktes eine Steuersatzangleichung bei der Umsatzsteuer 
auf +/— 2,5 vom-Hundert-Punkte an einen gemeinschaftlich zu 
bestimmenden Orientierungssatz für ausreichend. Die Bundes- 
regierung vermag wegen der vielfältigen Auswirkungen einer 
Steuersatzangleichung in der EG zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu 
beurteüen, ob der Kommissionsvorschlag genügt oder ob eine 
weitergehende Annäherung der Steuersätze erforderlich ist. Die 
Bundesregierung läßt deshalb zur Zeit untersuchen, welche Wir- 
kungen Steuersatzangleichungen im Bereich der indirekten Steu- 
ern auf nationaler und auf EG-Ebene haben werden. Erst wenn 
das Ergebnis dieser Untersuchungen vorliegt, wird abschließend 
zu beurteilen sein, in welchem Umfang bei der Vollendung des 
EG-Binnenmarktes eine Angleichung der Mehrwertsteuersätze in 
der EG erforderlich ist. 

In jedem Fall wird die Bundesregierung bei den Beratungen in 
Brüssel für eine Harmonisierung der Steuersätze auf möglichst 
niedrigem Niveau eintreten. 


27. Kann die Bundesre0erung ausschließen, daß in der nächsten 
Le0slaturperiode eine zusätzliche Steuer auf Bier, Wein und Alko- > 
hol sowie einen „Gesundheitspfennig" auf Zigaretten erhoben 
wird (vgl. Ankündigung von Kanzler amtsminister Dr. Schäuble in 
t der Bild-Zeitung vom 22. Februar 1986)? 

Der Chef des Bundeskanzleramtes, Bundesminister Dr. Schäuble, 
hat sich nicht für die Einführung besonderer „Gesundheits- 
steuem" ausgesprochen, sondern er hat in dem in der Bild-Zei- 
tung erwähnten Schreiben lediglich geäußert, daß er sicher sei, 
daß solche Vorschläge im Zusammenhang mit der für die nächste 
Legislaturperiode vorgesehenen Reform der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung weiter diskutiert werden. Ein Plan der Bundes- 
regierung zur Einführung solcher Steuern existiert nicht. 
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28. Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in sei- 
nem Jahresgutachten 1985/86 (Drucksache 10/4295, Tz. 258) ver- 
tretene Auffassung, daß die Finanzpolitik bei der „qualitativen 
' Haushaltskonsolidierung " und insbesondere beim Abbau von Sub- 
ventionen weiter zurückgefallen ist? 

In seinem Jahresgutachten 1981/82 hat der Sachverständigenrat 
festgestellt: „Im Mittelpunkt des finanzpolitischen Handelns steht 
das Zurückführen der zu hoch angesehenen Defizite in den Haus- 
halten von Bund, Ländern und Gemeinden, also die Konsolidie- 
rung. Dafür sprechen gewichtige haushaltspolitische, wachstums- 
politische und konjunkturpolitische Gründe." Die Bundesregie- 
rung hat entsprechend gehandelt. Durch ihre konsequente 
Finanzpolitik wurde ein Prozeß stetigen Wachstums, der Preissta- 
bilität, niedriger Zinsen und steigender Beschäftigung gefördert. 
Der Aufschwung wird sich auch 1987 fortsetzen. Die Bundesfinan- 
zen sind heute kein Risiko- und Störfaktor mehr für Konjunktur 
und Geldwertstabilität wie in der zweiten Hälfte der 70er und 
Anfang der 80er Jahre. In diesem Gesamterfolg drücken sich nicht 
nur die Auswirkungen der quantitativen Rückführung der öffent- 
lichen Neuverschuldung aus. Er steht auch für eine nachhaltige 
qualitative Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen. 

Im übrigen ist die Unterscheidung in „qualitative" und „quanti- 
tative" Konsolidierung nicht unproblematisch: 

— Der haushaltsrechtliche Begriff der „investiven Ausgaben" 
erfaßt zum Beispiel auch den Verlustausgleich bei den Bun- 
desunternehmen, der durch die erfolgreichen Sanierungsan- 
strengungen der letzten Jahre deutlich zurückgeführt werden 
konnte. Auf der anderen Seite werden durchaus wachstums- 
fördemde Ausgaben, zum Beispiel im Forschungsbereich, als 
konsumtive Ausgaben verbucht. 

— Die übernommene Schuldenlast früherer Jahre läßt die Zins- 
ausgaben weiterhin überproportional steigen und führt 
dadurch zwangsläufig zu einem steigenden Anteil der kon- 
sumtiven Ausgaben. 

— Sowohl von steuerlichen Anreizen als auch vom Abbau der 
öffentlichen Kreditfinanzierung gehen wichtige Impulse auf 
private Investitionen aus, ohne daß dies im Haushaltsgefüge 
sichtbar würde. 

Die Verbesserung des Haushaltsgefüges bleibt - neben der Kon- 
solidierung durch ständige Ausgabendisziplin - eine Dauerauf- 
gabe der Finanzpolitik. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß der Bund im Zuge der Entflech- 
tung der Mischfinanzierung ab 1985 bisherige Subventionszah- 
lungen der Länder für Wohnungsbauprämien und Wohngeld 
übernommen hat. Nach Bereinigung um diesen statistischen Fak- 
tor sind die Ausgabensubventionen des Bundes 1985 und 1986 
niedriger als in den Jahren 1981 und 1982. 

Im Finanzplanungszeitraum bis 1990 ist eine stetige Rückführung 
der Finanzhüfen vorgesehen (1988: 13,6 Mrd. DM, 1989: 12,3 
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Mrd. DM, 1990: 11,6 Mrd. DM). Gleichzeitig soll ihr Anteil am 
Haushaltsumfang des Bundes von 5,4 v. H. im Jahr 1987 auf 3,9 
v. H. im Jahr 1990 (zum Vergleich: 1970: 9,2 v. H., 1977: 7,7 v. H., 
1981: 5,8 v. H.) sinken. 


29. Plant die Bundesregierung für die nächste Legislaturperiode einen 
Abbau von Subventionen, und wenn ja, in welchen Bereichen und 
mit welchen finanziellen Auswirkungen? 

Welche Maßnahmen sind in den „vorläufigen Modellrechnungen" 
des Bundesfinanzministeriums (vgl. Frage II.4) enthalten? 


Ja. Entsprechend dem Leitgedanken „Besser niedrigere Steuer- 
sätze und weniger Ausnahmen" ist der Abbau von Steuervergün- 
stigungen Bestandteil der von der Bundesregierung angestrebten 
Steuerreform. Über Umfang und Bereiche des Subventionsabbaus 
wird die Bundesregierung nach sorgfältiger Prüfung aller Einzel- 
fragen im Rahmen des Gesamtplanes der Steuerreform ent- 
scheiden. 


30. Hält die Bundesregierung in diesem Zusammenhang einen Sub- 
ventionsabbau im Umfang von 25 Mrd. DM für realistisch, wie er 
z. B. von der FPD angekündigt wurde? 

Der Umfang des Subventionsabbaus muß im Zusammenhang mit 
den steuerlichen Entlastungsmaßnahmen gesehen werden. Über 
den Gesamtplan wird die Bundesregierung nach entsprechenden 
Vorklärungen in der Koalition in der nächsten Legislaturperiode 
entscheiden. 


31. Plant die Bundesregierung für die nächste Legislaturperiode einen 
linearen Subventionsabbau? 

Ein linearer Abbau aller Subventionen ist nicht geplant. Beim 
Abbau von Steuervergünstigungen ist ein linearer Abbau 
ohnedies kaum möglich. 


32. Kann die Bundesregierung verbindlich erklären, daß im Falle eines 
Fortbestandes der Koalition in der nächsten Legislaturperiode 
weder der Arbeitnehmerfreibetrag noch der Weihnachtsfreibetrag 
noch die Steuerfreiheit der Zuschläge für Nacht-, Sonn- und Feier- 
tagsarbeit abgeschafft oder eingeschränkt werden? 


Ziel der Bundesregierung ist eine Senkung der Steuerlast für alle 
Berufstätigen, insbesondere auch für Arbeitnehmer und ihre 
Familien. Entscheidungen über den Abbau oder das Beibehalten 
von Steuervergünstigungen und steuerlichen Sonderregelungen 
können nur im Gesamtzusammenhang getroffen werden. 
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